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EDUARDO TORRES, JAVIER TARAZONA, ROCÍO SAN MIGUEL, CARLOS JULIO ROJAS, KENNEDY TEJEDA 
WEITERE MENSCHENRECHTSVERTEIDIGER*INNEN 

Am 13. Mai bestätigten hochrangige venezolanische Behörden die Inhaftierung von Eduardo Torres. Der bekannte 

Menschenrechtsverteidiger war zuvor mehrere Tage „verschwunden“. Er werde in der berüchtigten Haftanstalt El 

Helicoide in Caracas festgehalten. Auch andere Menschenrechtsverteidiger*innen sind dort willkürlich inhaftiert, 

darunter Javier Tarazona, Rocío San Miguel, Carlos Julio Rojas und Kennedy Tejeda. Diese Festnahmen und die 

damit verbundenen völkerrechtlichen Verbrechen sind Teil eines systematischen Angriffs auf die Zivilgesellschaft und 

Menschenrechtsverteidiger*innen. Die Lage ist dramatisch. 

Am 13. Mai teilte der Generalstaatsanwalt in den Sozialen Medien mit, dass Eduardo Torres in Haft sei. Eduardo 

Torres ist Mitglied der lokalen Nichtregierungsorganisation PROVEA. Zwischen dem 9. und 13. Mai war er Opfer des 

Verschwindenlassens. Auch andere Behörden bestätigten, dass er in der Zentrale des venezolanischen 

Geheimdienstes El Helicoide in Caracas festgehalten wird. Damit bestehen weiterhin große Bedenken hinsichtlich 

seiner Sicherheit. Auch weitere Menschenrechtsverteidiger*innen sind aufgrund ihrer Arbeit willkürlich in El 

Helicoide inhaftiert. Zu ihnen gehören Javier Tarazona (seit 2. Juli 2021 in Haft), Rocío San Miguel, die dringend 

operiert werden muss (seit 9. Februar 2024 in Haft), Carlos Julio Rojas (seit 15. April 2024 in Haft) und Kennedy 

Tejeda (seit 2. August 2024 in Haft). 

Derzeit werden fast 900 Menschen aus politischen Gründen willkürlich in venezolanischen Gefängnissen 

festgehalten. Zu ihnen gehören Staatsangehörige aus Spanien, den USA, Uruguay, Kolumbien, der Ukraine sowie 

anderer Länder. Die meisten von ihnen sind dort weiteren Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt. Dazu gehören das 

Verschwindenlassen und Folter, die Verweigerung einer angemessenen Verteidigung bei Strafverfahren, die 

Vorenthaltung medizinischer Versorgung und die Inhaftierung ohne Kontakt zur Außenwelt. Häufig werden ihnen 

Straftaten vorgeworfen, ohne Beweise vorzulegen.  

Die Festnahmen gehen Hand in Hand mit Verleumdungskampagnen und der Kriminalisierung von 

Menschenrechtsorganisationen und ihren Sprecher*innen. Das zeigt der Fall von Oscar Murillo, dem 

Generalkoordinator von PROVEA. Nachdem dieser das Verschwindenlassen von Eduardo Torres angeprangert hatte, 

wurde er vom Generalstaatsanwalt bedroht. Die Schikane, Bedrohung und Inhaftierung von 

Menschenrechtsverteidiger*innen und die Angriffe auf die Zivilgesellschaft im Allgemeinen müssen unverzüglich 

eingestellt werden. Dazu gehört auch die Aufhebung des sogenannten „Anti-NGO-Gesetzes“ sowie anderer 

missbräuchlicher und willkürlicher Rechtsvorschriften. 

Da Verbrechen unter dem Völkerrecht und schwere Menschenrechtsverletzungen in Venezuela weiterhin ungestraft 

bleiben, erinnern wir die Behörden daran, dass sie von internationalen Rechenschaftsmechanismen – einschließlich 

der UN und des Internationalen Strafgerichtshofs – individuell und auf staatlicher Ebene überwacht und geprüft 

werden. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Die langjährige Repressionspolitik der Regierung von Nicolás Maduro, mit der jede Form von tatsächlichem oder 

vermeintlichem Dissens zum Schweigen gebracht werden soll, erreichte nach den Wahlen vom 28. Juli 2024 einen 

 URGENT ACTION 

MENSCHENRECHTSAKTIVIST*INNEN 
WEITER IN GEFAHR 
VENEZUELA 

UA-Nr: UA-001/2025-4   AI-Index: AMR 53/9415/2025   Datum: 21. Mai 2025 – sd 



 

 

 

 

historischen Höhepunkt. Mehr als 2.000 Personen wurden aus politischen Gründen willkürlich inhaftiert, viele von 

ihnen wegen offenbar unbegründeter Vorwürfe von Terrorismus und der Aufstachelung zum Hass, darunter auch 

gefährdete Gruppen wie Kinder und Menschen mit Behinderungen. Nach Angaben der lokalen NGO Foro Penal 

wurden bis zum 9. Mai 2025 mindestens 894 Personen aus politischen Gründen willkürlich inhaftiert, darunter 89 

Frauen, fünf Jugendliche und 66 Personen, deren Schicksal und Verbleib unbekannt ist. 

Im Rahmen dieser Repressionspolitik fährt die Regierung eine repressive und auf Schikane, Strafverfolgung und 

Zensur beruhende Linie gegen Aktivist*innen und zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich für den Schutz der 

Rechte der Venezolaner*innen einsetzen. In Venezuela herrscht derweil eine komplexe humanitäre und 

menschenrechtliche Krise, die dazu geführt hat, dass so viele Menschen wie nie zuvor das Land verlassen haben, um 

im Ausland Schutz zu suchen. Ihre Zahl belief sich im Dezember 2024 bereits auf 7,9 Millionen. 

Amnesty International hat wiederholt darauf hingewiesen, dass Menschenrechtsverteidiger*innen in Venezuela ständig 

der Gefahr von Schikanen, Angriffen und Inhaftierung ausgesetzt sind. Die Regierung von Nicolás Maduro verfolgt 

derzeit mehrere Initiativen, um Menschenrechtsorganisationen und Organisationen der Zivilgesellschaft zu 

kontrollieren und zum Schweigen zu bringen. Der im August 2024 verabschiedete Gesetzentwurf mit dem Titel 

„Gesetz zur Prüfung, Regulierung, Tätigkeit und Finanzierung von Nichtregierungsorganisationen und verwandten 

Organisationen“, das so genannte „Anti-NGO-Gesetz“, sieht strenge Kontrollen vor, zu denen die Aushändigung von 

Listen von Mitgliedern und Mitarbeiter*innen, deren Vermögenswerten, von Spender*innen sowie die Registrierung 

von Finanztransaktionen gehören. Die Nichteinhaltung dieser Vorschriften könnte zur Schließung 

zivilgesellschaftlicher Organisationen und möglicherweise zu ihrer strafrechtlichen Verfolgung führen. Die 

Bestimmungen des Gesetzes traten im Februar 2025 in Kraft. 

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS, LUFTPOSTBRIEFE, X-NACHRICHTEN ODER FAXE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Ich fordere die sofortige und bedingungslose Freilassung von Eduardo Torres, Javier Tarazona, Rocío San Miguel, 

Carlos Julio Rojas und Kennedy Tejeda sowie aller weiteren Betroffenen willkürlicher Festnahmen in Venezuela.  

▪ Gewährleisten Sie ihnen, solange sie sich in Ihrem Gewahrsam befinden, auch den uneingeschränkten Schutz ihrer 

Rechte auf Leben, Unversehrtheit, Kontakt zu Angehörigen sowie auf ein faires Gerichtsverfahren. 

▪ Bitte beenden Sie alle Angriffe auf zivilgesellschaftliches Engagement. 

 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen und Hinweise“, ob die 
Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bitte auf elektronischem 
Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden. 

 

APPELLE AN 

PRÄSIDENT  

Präsident der Republik 

Nicolás Maduro 

Palacio de Miraflores 

Av. Nt. 10, Caracas 1012, Caracas, VENEZUELA 

(Anrede: Dear President / Sr. Presidente / Sehr geehrter 

Herr Präsident)  

X: @NicolasMaduro 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DER BOLIVARISCHEN REPUBLIK VENEZUELA 
S. E. Herrn Ramon Orlando Maniglia Ferreira 
Schillstraße 10 
10785 Berlin 
Fax: 030– 83 22 40 20 
E-Mail: embavenez.berlin@botschaft-venezuela.de 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort, da Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können. Schreiben 

Sie in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch. Wir bitten Sie, nach dem 21. November 2025 keine Appelle mehr 

zu verschicken.  

Weitere Informationen zu UA-001/2025 (AMR 53/8909/2025, 8. Januar 2025; AMR 53/8937/2025, 

16. Januar 2025, AMR 53/9053/2025, 26. Februar 2025 und AMR 53/9384/2025, 21. Mai 2025) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 
▪ We call for the immediate and unconditional release of Eduardo Torres, Javier Tarazona, Rocío San Miguel, Carlos Julio Rojas, 

and Kennedy Tejeda, and every victim of arbitrary detention in Venezuela. As long as they remain in your custody, we demand 
their rights to life, integrity, access to family members and to a fair trial are upheld. 

▪ Finally, we demand a stop to all attacks on civic space. 

https://www.amnesty.de/mitmachen/urgent-action/venezuela-ueber-1000-inhaftierte-protestierende-2024-08
https://www.amnesty.de/mitmachen/urgent-action/venezuela-mehr-als-2000-menschen-wegen-friedlicher-proteste-haft
https://www.amnesty.de/mitmachen/urgent-action/venezuela-mehr-als-2000-menschen-wegen-friedlicher-proteste-haft
https://www.r4v.info/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2024/08/venezuela-aprobacion-ley-anti-ong-castiga-asistencia-victimas-defensa-derechos-humanos/


 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Seit 2020 konnte die unabhängige internationale Ermittlungsmission für die Bolivarische Republik Venezuela in 

mehreren Berichten zahlreiche seit 2014 begangene Menschenrechtsverletzungen ausführlich dokumentieren. 

Darunter sind außergerichtliche Hinrichtungen, Verschwindenlassen, willkürliche Inhaftierungen sowie Folter und 

andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafen. Die Berichte kommen zu dem 

Schluss, dass die Regierung das Rechtssystem als Instrument der Unterdrückung missbraucht und dass manche der 

dadurch begangenen schweren Menschenrechtsverletzungen Verbrechen gegen die Menschlichkeit gleichkommen 

könnten. Insbesondere im Jahr 2024 kam die Ermittlungsmission zu dem Schluss, hinreichende Gründe für die 

Annahme zu haben, dass „während des von ihrem Mandat abgedeckten Zeitraums das Verbrechen der Verfolgung aus 

politischen Gründen begangen wurde“. 

Seit November 2021 führt die Anklagebehörde des Internationalen Strafgerichtshofs eine strafrechtliche 

Untersuchung der Situation in Venezuela durch, insbesondere im Hinblick auf „Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

wie Freiheitsberaubung oder andere schwere Formen des Entzugs der körperlichen Freiheit (...), Folter (...), 

Vergewaltigung und/oder andere Formen sexualisierter Gewalt von vergleichbarer Schwere (...) und der politisch 

motivierten Verfolgung von inhaftierten Personen (...), die mindestens seit April 2017 von Angehörigen der 

staatlichen Sicherheitskräfte, zivilen Behörden und regierungsnahen Personen (oder Gruppen, die ‚Kollektive‘ genannt 

werden) begangen wurden.“ 

 

https://www.amnesty.org/en/documents/amr53/8415/2024/en/
https://www.icc-cpi.int/victims/situation-bolivarian-republic-venezuela-i

